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Niedersächsisches Schulgesetz (NSchG) 
in der Fassung vom 3. März 1998, zuletzt geändert am  
17.12.2019 
 
§ 65 
Dauer der Schulpflicht 
(1) Die Schulpflicht endet grundsätzlich zwölf Jahre 
nach ihrem Beginn. 
 
(2) Auszubildende sind für die Dauer ihres Berufsaus-
bildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. Wer an 
Maßnahmen der beruflichen Umschulung in anerkann-
ten Ausbildungsberufen teilnimmt, kann die Berufs-
schule für die Dauer der beruflichen Umschulung be-
suchen. 
 
§ 70 
Ruhen und Ende der Schulpflicht in besonderen 
Fällen 
(2) Eine Schülerin ist drei Monate vor und zwei Monate 
nach der Geburt ihres Kindes nicht verpflichtet, die 
Schule zu besuchen. 
 
(6) Die Schulpflicht endet für Schulpflichtige, 
die mindestens ein Jahr lang eine berufsbildende 
Schule mit Vollzeitunterricht(…) besucht haben. 
 
§ 71 
Pflichten der Erziehungsberechtigten und Aus-
bildenden 
(2) Ausbildende und ihre Beauftragten haben 
1. den Auszubildenden die zur Erfüllung der schuli-
schen Pflichten und zur Mitarbeit in Konferenzen, in 
deren Ausschüssen, im Schulvorstand und in der Schü-
lervertretung erforderliche Zeit zu gewähren und 
2. die Auszubildenden zur Erfüllung der Schulpflicht 
anzuhalten. 
 
§ 176 
Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 
1. der Schulpflicht nicht nachkommt, 
3. als Ausbildende oder Ausbildender entgegen § 71 
Abs. 2 Auszubildende nicht zur Erfüllung der schuli-
schen Pflichten anhält oder die hierfür erforderliche 
Zeit nicht gewährt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 
 
§ 15 
Berufsschule 
(1) Die Berufsschule vermittelt ihren Schülerinnen und 
Schülern eine fachliche und allgemeine Bildung, die 
eine breite berufliche Grundbildung einschließt und die 
Anforderungen der Berufsausbildung und der Berufs-
ausübung berücksichtigt. Sie ermöglicht auch den Er-
werb weiterer schulischer Abschlüsse und befähigt, 
nach Maßgabe dieser Abschlüsse den Bildungsweg in 
anderen Schulen im Sekundarbereich II fortzusetzen. 

(2) Die Berufsschule gliedert sich in die Grundstufe 
und die darauf aufbauenden Fachstufen. Sie wird in 
Form von Teilzeitunterricht oder in Form von Vollzeit-
unterricht in zusammenhängenden Teilabschnitten 
(Blockunterricht) geführt. 
 
(3) Die Grundstufe dauert ein Jahr und vermittelt eine 
berufliche Grundbildung für einzelne oder mehrere 
Ausbildungsberufe. 
 
(4) Die Fachstufen vermitteln für einzelne oder meh-
rere verwandte Ausbildungsberufe eine berufliche 
Fachbildung. 
 
(5) Die Unterrichtszeit in der Berufsschule soll im Ge-
samtdurchschnitt mindestens zwölf Unterrichtsstun-
den je Unterrichtswoche betragen. 
 
§ 2 
Bildungsauftrag der Schule 
(1) Die Schule soll im Anschluss an die vorschulische 
Erziehung die Persönlichkeit der Schülerinnen und 
Schüler auf der Grundlage des Christentums, des eu-
ropäischen Humanismus und der Ideen der liberalen, 
demokratischen und sozialen Freiheitsbewegungen 
weiterentwickeln. Erziehung und Unterricht müssen 
dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
und der Niedersächsischen Verfassung entsprechen; 
die Schule hat die Wertvorstellungen zu vermitteln, die 
diesen Verfassungen zugrunde liegen. Die Schülerin-
nen und Schüler sollen fähig werden, 
- die Grundrechte für sich und jeden anderen wirksam 
werden zu lassen, die sich daraus ergebende staats-
bürgerliche Verantwortung zu verstehen und zur de-
mokratischen Gestaltung der Gesellschaft beizutragen, 
- nach ethischen Grundsätzen zu handeln sowie religi-
öse und kulturelle Werte zu erkennen und zu achten, 
- ihre Beziehungen zu anderen Menschen nach den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der 
Toleranz sowie der Gleichberechtigung der Geschlech-
ter zu gestalten, 
- den Gedanken der Völkerverständigung, insbeson-
dere die Idee einer gemeinsamen Zukunft der europä-
ischen Völker, zu erfassen und zu unterstützen und mit 
Menschen anderer Nationen und Kulturkreise zusam-
menzuleben, 
- ökonomische und ökologische Zusammenhänge zu 
erfassen, 
- für die Erhaltung der Umwelt Verantwortung zu tra-
gen und gesundheitsbewusst zu leben, 
- Konflikte vernunftgemäß zu lösen, aber auch Kon-
flikte zu ertragen, 
- sich umfassend zu informieren und die Informatio-
nen kritisch zu nutzen, 
- ihre Wahrnehmungs- und Empfindungsmöglichkei-
ten sowie ihre Ausdrucksmöglichkeiten unter Ein-
schluss der bedeutsamen jeweiligen regionalen Aus-
formung des Niederdeutschen oder des Friesischen zu 
entfalten, 
- sich im Berufsleben zu behaupten und das soziale 
Leben verantwortlich mitzugestalten. 
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Die Schule hat den Schülerinnen und Schülern die da-
für erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu ver-
mitteln. Dabei sind die Bereitschaft und Fähigkeit zu 
fördern, für sich allein wie auch gemeinsam mit ande-
ren zu lernen und Leistungen zu erzielen. Die Schüle-
rinnen und Schüler sollen zunehmend selbständiger 
werden und lernen, ihre Fähigkeiten auch nach Been-
digung der Schulzeit weiterzuentwickeln. 
 
(2) Die Schule soll Lehrkräften sowie Schülerinnen und 
Schülern den Erfahrungsraum und die Gestaltungsfrei-
heit bieten, die zur Erfüllung des Bildungsauftrags er-
forderlich sind. 
 
§ 21 
Aufgabe und besondere Organisation berufsbil-
dender Schulen 
(1) An allen berufsbildenden Schulen werden die be-
rufliche und die allgemeine Bildung gefördert. 
 
(2) In den berufsbildenden Schulen wird Vollzeit- oder 
Teilzeitunterricht erteilt. 
 
§ 58 
Allgemeines 

(1) Schülerinnen und Schüler haben das Recht und die 
Pflicht, an der Erfüllung des Bildungsauftrags der 
Schule mitzuwirken. 

(2) Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, regel-
mäßig am Unterricht teilzunehmen und die geforder-
ten Leistungsnachweise zu erbringen. Sie dürfen 
durch ihr Verhalten oder ihre Kleidung die Kommuni-
kation mit den Beteiligten des Schullebens nicht in be-
sonderer Weise erschweren. Dies gilt nicht, wenn ein-
zelne Tätigkeiten oder besondere gesundheitliche 
Gründe eine Ausnahme erfordern. 

 
§ 50 
Allgemeines 
(1) Die Lehrkräfte erziehen und unterrichten in eigener 
pädagogischer Verantwortung. Sie sind an Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, Entscheidungen der 
Schulleiterin oder des Schulleiters oder der kollegialen 
Schulleitung, Beschlüsse des Schulvorstands, Be-
schlüsse der Konferenzen und deren Ausschüsse nach 
§ 39 Abs., Beschlüsse der Bildungsgangs- und Fach-
gruppen sowie an Anordnungen der Schulaufsicht ge-
bunden. 
 
(2) Die Lehrkräfte an den öffentlichen Schulen stehen 
in einem unmittelbaren Dienstverhältnis zum 
Land.  Für die Erteilung von Religionsunterricht kön-
nen Bedienstete der Religionsgemeinschaften des öf-
fentlichen Rechts und deren öffentlich-rechtlicher Ver-
bände, Anstalten und Stiftungen beschäftigt werden. 
 
 
 
 
 

§ 31 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
(1) Schulen, Schulbehörden, Schulträger, Schülerver-
tretungen und Elternvertretungen dürfen personenbe-
zogene Daten der Schülerinnen und Schüler und ihrer 
Erziehungsberechtigten (§ 55 Abs. 1) verarbeiten, so-
weit dies 
1. zur Erfüllung des Bildungsauftrags der Schule (§ 2), 
2. zur Erfüllung der Fürsorgeaufgaben, 
3. zur Erziehung oder Förderung der Schülerinnen und 
Schüler, 
4. zur Erforschung oder Entwicklung der Schulqualität 
oder 
5. zur Erfüllung von Aufgaben der Schulaufsicht 
erforderlich ist. 
 
Schulen und Schulbehörden dürfen personenbezo-
gene Daten der Schülerinnen und Schüler und ihrer 
Erziehungsberechtigten ferner anderen öffentlichen 
Stellen übermitteln, soweit dies 
 
1. zur Erfüllung einer gesetzlichen Auskunfts- oder 
Meldepflicht der Schule oder der Schulbehörde erfor-
derlich ist oder 
 
2. zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der ande-
ren Stelle erforderlich ist und die Voraussetzungen für 
eine Zweckänderung nach § 6 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 oder 
5 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes vorlie-
gen. 
 
Schulen und Schulbehörden dürfen personenbezo-
gene Daten der Schülerinnen und Schüler und ihrer 
Erziehungsberechtigten ferner auf Ersuchen übermit-
teln 
 
1. den Stellen der betrieblichen oder außerbetriebli-
chen Berufsbildung, die gemeinsam mit berufsbilden-
den Schulen im Rahmen der dualen Ausbildung aus-
bilden, soweit dies zur Gewährleistung der Berufsaus-
bildung erforderlich ist 
 
[…] 
 
und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das 
schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an 
der Geheimhaltung der Daten das Interesse an ihrer 
Übermittlung überwiegt. Die Übermittlung an die in 
den Sätzen 1 und 2 genannten Stellen ist nur zulässig, 
wenn sich die empfangende Stelle gegenüber der 
übermittelnden Stelle verpflichtet hat, die Daten nur 
für den Zweck zu verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie 
ihr übermittelt wurden. 
 


